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1. Grundlagen 
 
1.1 Problemstellung und –abgrenzung 
 

Die Altersversorgung stützt sich in Deutschland auf drei Säulen: die gesetzliche, die 

betriebliche und die private Altersversorgung. Hierbei trägt die gesetzliche 

Rentenversicherung mit Abstand die größte Last. Über die Hälfte des Einkommens 

der Bevölkerung im Alter über 65 Jahren besteht aus Leistungen aus der 

gesetzlichen Rentenversicherung. Der Anteil der zweiten Säule ist dagegen äußerst 

gering. Nur circa 5 Prozent des Einkommens der über 65-jährigen geht auf 

Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zurück.  

 

Die gesetzliche Rentenversicherung deckt jedoch nur einen Teil des 

Versorgungsbedarfs im Rentenalter ab, da lediglich die Bezüge bis zur 

Beitragsbemessungsgrenze beitragspflichtig sind und damit einen Rentenanspruch 

bewirken. Zum anderen wird das gesetzliche Rentenniveau in Anbetracht der 

Finanzierungsschwierigkeiten sukzessive weiter absinken. Geplant ist eine 

allmähliche Absenkung des Rentenniveaus von derzeit 70 Prozent auf 64 Prozent.  

 

Der zweiten und dritten Säule kommt deshalb eine immer wichtigere Rolle zu. Die 

betriebliche Altersversorgung ist in Deutschland jedoch längst nicht so verbreitet, als 

dass sie dieser Rolle gerecht werden könnte. Zudem stehen in Folge der hohen 

Abgabenlast nur begrenzte Mittel zur Verfügung, die für die erforderliche 

Aufstockung der privaten Eigenvorsorge einsetzbar sind.  

 

Eine attraktive Möglichkeit im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung stellt 

Deferred Compensation dar. Deferred Compensation oder „aufgeschobene 

Vergütung“ ist eine Variante der betrieblichen Altersversorgung, bei der der 

Mitarbeiter auf einen Teil seiner zukünftigen Vergütung verzichtet und dafür vom 

Arbeitgeber eine wertgleiche betriebliche Altersversorgung in Form einer 

Direktzusage erhält. Bei entsprechender Gestaltung ergeben sich sowohl für den 

Arbeitnehmer als auch für die Unternehmen eindrucksvolle Vorteile.      

 

Auch vor dem Hintergrund der erfolgten Rentenreform 2000/2001, bei der die 

Direktzusage nicht mit in das staatliche Förderungskonzept einbezogen wurde,  
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bleibt die Entgeltumwandlung in Verbindung mit einer Direktzusage nach wie vor 

durch die nachgelagerte Lohnbesteuerung attraktiv bzw. vorteilhaft. 

 
1.2 Gang der Arbeit 
 

Im Rahmen dieser Diplomarbeit soll das Konzept der arbeitnehmerfinanzierten 

Pensionszusage, der Deferred Compensation, aufgezeigt werden. Die vorliegende 

Abhandlung richtet sich dabei an Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die bereits eine 

bestehende arbeitnehmerfinanzierte Pensionszusage aufweisen können, sowie an 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die planen, eine solche Versorgungszusage 

einzugehen. 

 

Das erste Kapitel beschäftigt sich mit dem Konzept der Alters- und 

Hinterbliebenenversorgung in Deutschland. Im zweiten Kapitel werden die 

Rechtsgrundlagen, die Kennzeichen, die Zusagearten, sowie die 

Gestaltungsmöglichkeiten der betrieblichen Altersversorgung aufgezeigt. Im dritten 

Kapitel wird kurz die betriebliche Altersversorgung mittels Entgeltumwandlung im 

Allgemeinen erläutert. In diesem Kapitel befindet sich auch ein Überblick über das 

staatliche Förderungskonzept des Altersvermögensgesetzes.  

 

In den Kapiteln vier bis sechs, welches die Kernstücke dieser Arbeit darstellen, 

werden die aktuellen arbeits-, steuer- und sozialversicherungsrechtlichen 

Grundlagen, sowie die Wirkungen der Gewährung von Deferred Compensation aus 

Arbeitnehmer- und Arbeitgebersicht ausführlich erörtert. Das Kapitel sieben 

beschäftigt sich mit dem Thema der steuer- und beitragsfreien Umwandlung von 

Ansprüchen aus Langzeitkonten in eine betriebliche Altersversorgung. Den 

Abschluss dieser Arbeit bildet ein Resümee, das eine zusammenfassende 

Bewertung der arbeitnehmerfinanzierten Pensionszusage, sowie eine Vorschau in 

die Zukunft beinhaltet.   

 

Um den aktuellen Bezug der Arbeit zu gewährleisten, wird der Gesetzesstand zum 

31. Oktober 2002 zu Grunde gelegt, soweit er zum jetzigen Zeitpunkt bekannt ist. 
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1.3 Begriffserklärung 

 
Hinter der Entgelt- oder Barlohnumwandlung durch betriebliche Versorgungszusagen 

verbirgt sich das gleiche Konzept wie hinter dem in der Literatur verwendeten Begriff 

der Deferred Compensation bzw. der insbesonderen von der Finanzverwaltung 

verwendeten Bezeichnung der arbeitnehmerfinanzierten Pensionszusage1, nämlich 

der Ersatz von Bar- durch Versorgungslohn 

 
1.4 Konzept der Alters- und Hinterbliebenenversorgung in Deutschland 
 

Die Altersversorgung stützt sich in Deutschland auf drei Säulen: die gesetzliche, die 

betriebliche und private Altersversorgung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

    

 
Abb. 1: Das Drei-Säulen-Modell 
 
    
Ö Das  3-Säulen-System   verdeutlicht   die  Notwendigkeit  der Zusammenwirkung 

    von mehreren Versorgungssystemen.  
 
 
 
 

                                            
1 Erlass des FinMin NRW vom 15.05.1995 BStBl S. 2332 – 75 – V B3 

Gesetzliche 
Rentenversicherung 

Betriebliche 
Altersversorgung 

Private 
Vorsorge 
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1.4.1 Gesetzliche Rentenversicherung 
 

Die gesetzliche Rentenversicherung stellt für die meisten Bundesbürger zumindest 

die Grundsicherung im Alter dar. Die Einnahmequellen der gesetzlichen 

Rentenversicherung setzen sich aus den Beiträgen der Arbeitgeber und Versicherten 

sowie dem Bundeszuschuss zusammen. Arbeitnehmer und Arbeitgeber tragen die 

Beiträge entsprechend dem jeweils gültigen Beitragssatz (seit 01.01.2002 19,1 

Prozent des Bruttolohns oder –gehalts) je zur Hälfte. Wie hoch der Beitrag ist, richtet 

sich nach dem Arbeitsentgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze von 4.500 EUR 

monatlich in den alten und 3.750 EUR in den neuen Bundesländern. Finanziert 

werden die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung im Umlageverfahren, 

d.h. die Erwerbstätigen von heute finanzieren die aktuellen Rentenansprüche. Diese 

Finanzierung wird von der jeweils jüngeren, sprich erwerbstätigen Generation, für die 

ältere Generation, der Rentner-Generation geleistet. Dabei werden die Ausgaben 

eines Kalenderjahres aus den Beitragszahlungen des gleichen Zeitraumes bestritten. 

Man bezeichnet diesen Zusammenhang als Generationenvertrag. Ein 

Deckungskapital wird folglich nicht aufgebaut. Aus diesem Zusammenhang ergeben 

sich jedoch eine Reihe von Problemen, welche die gesetzliche Rentenversicherung 

aus heutiger Sicht nur schwer finanzierbar macht.  

 

In der Diskussion um die Finanzsituation der gesetzlichen Rentenversicherung in 

Deutschland steht seit einiger Zeit der hohe Anteil der sog. versicherungsfremden 

Leistungen im Mittelpunkt. Versicherungsfremde Leistungen sind Leistungen, die 

entweder auf Zeiten beruhen, für die keine Beiträge gezahlt wurden, oder die höher 

sind, als es die eingezahlten Beiträge rechtfertigen würden. Zu den 

versicherungsfremden Leistungen zählen u.a. die Zahlung von Renten vor dem 65. 

Lebensjahr, sowie die Zahlung von BU/EU-Renten wegen der Arbeitsmarktlage, 

sowie die Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten u. –leistungen. Der Anteil 

der versicherungsfremden Leistungen am Gesamtrentenvolumen beträgt rund ein 

Drittel.  

 

Abgesehen von den Finanzierungsschwierigkeiten aufgrund versicherungsfremder 

Leistungen ist die gesetzliche Rente in ihrer bisherigen Form wegen der 

demografischen Entwicklung in Deutschland auf Dauer nicht mehr finanzierbar. 
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Immer weniger Beitragszahler werden immer mehr Leistungsempfängern 

gegenüberstehen. Die Ursachen sind sinkende Geburtenzahlen, ein 

gesundheitsbewussterer Lebenswandel und längere Rentenbezugszeiten wegen 

vorzeitiger Inanspruchnahme.  

 

Dies bedeutet, dass sich das Verhältnis von Beitragszahlern und Rentnern ungünstig 

verschiebt. Schon heute stehen drei Junge einem Älteren über 60 gegenüber.  Die 

Folge, immer weniger Beitragszahler müssen für immer mehr Rentner aufkommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
    

Abb. 2: Verhältnis von Beitragszahlern zu Rentnern2 
 

Diese Probleme hat die Bundesregierung bereits erkannt und mit der Rentenreform 

2000/2001 ein umfassendes Reformpaket für die Alterssicherung in Deutschland 

vorgelegt. Die Rentenreform ist in insgesamt drei Gesetzen umgesetzt worden. 

Das Umlageverfahren in der gesetzlichen Rentenversicherung wurde durch eine 

kapitalgedeckte Komponente ergänzt. Es wurden Maßnahmen ergriffen, um 

einerseits den Beitragssatz in der Rentenversicherung nach oben zu begrenzen und 

andererseits das Versorgungsniveau abzusenken. In die Formel für die 

Rentenanpassung wurde eine Rückkoppelung einbaut, sodass bei steigenden 

Aufwendungen für die Alterssicherung der aktiven Bevölkerung die 

Rentenanpassung für die Rentner gedämpft wird. Im Mittelpunkt der gesetzlichen 

Rentenversicherung steht somit nicht mehr ein bestimmtes Leistungsniveau, sondern 

                                            
2 Quelle: http:/www.investment-center-foehr.de 
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eine bestimmte Höhe des Beitragssatzes. Die neue Rentenformel ist der Kernpunkt 

des Altersvermögensergänzungsgesetzes.3 

 

Den Zugang zur gesetzlichen Rentenversicherung haben alle Personen, die 

gegen Entgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind. Selbständige 

Erwerbstätige, die nicht aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Berufsgruppen 

(z.B. Handwerker, Lehrer, Erzieher und Hebammen) pflichtversichert sind, können 

auf Antrag die Versicherungspflicht herbeiführen. Personen, die nicht pflichtversichert 

sind, haben die Möglichkeit,  sich ab dem 16. Lebensjahr freiwillig zu versichern. 

Auch Personen, die weder Beschäftigte noch selbständig tätig sind, gehören i.d.R. 

der Rentenversicherung an, insbesondere Wehr- und Zivildienstleistende sowie 

Bezieher von Lohnersatzleistungen. 

 

Die Hauptaufgabe der gesetzlichen Rentenversicherung ist die Zahlung von 

Renten. Versicherte Risiken sind dabei das Alter, die verminderte Erwerbsfähigkeit 

und der Tod des Versicherten. Renten sollen der materiellen Absicherung  des 

Versicherten und seiner Hinterbliebenen dienen. Die Zahlung der Regelaltersrente 

ab Vollendung des 65. Lebensjahres ist mit einem Anteil von circa 20 % bereits die 

Ausnahme. Die meisten gesetzlichen Renten sind heute vorgezogene Renten. 

 

Die gesetzliche Rentenversicherung erbringt folgende Leistungen: 

 

� Zuschuss zur Krankenversicherung der Rentner 

� Maßnahmen zur Rehabilitation 

� Zahlung von Renten  

 

Ob und in welcher Höhe Leistungen beansprucht werden können, hängt von 

persönlichen Voraussetzungen, Altersgrenzen, Wartezeiten und natürlich von der 

Mitgliedschaft ab. 

 

Bei der Ermittlung des Rentenanspruches wird nur das Einkommen bis zur Höhe 

der Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt. Darüber hinausgehende 

Einkommensteile sind für die Höhe des Rentenanspruches irrelevant.  Die 

                                            
  3  Vgl. Klein, H.-G. / Wunsch, U. (2002), S. 213-214 
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Beitragsbemessungsgrenze liegt 2002 bei einem Monatseinkommen von 4.500 EUR 

(West) bzw.  3.750 EUR (Ost). Bis zu dieser Grenze deckt die gesetzliche 

Rentenversicherung durchschnittlich 60 – 80 % des letzten Nettoeinkommens ab.   

 

Je höher das eigene Einkommen über der Beitragsbemessungsgrenze liegt, desto 

mehr klaffen die Rentenhöhe und das vorher erzielte Nettoeinkommen auseinander. 

In diesem Fall spricht man von einer Versorgungslücke. Im Hinblick auf die 

Einkommensteile oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze steigt die 

Versorgungslücke überproportional an.  

 

Die nachfolgende Grafik zeigt eine allgemeine Netto-Versorgungslücke im Alter von 

62 Jahren auf. 

 

 

Es gelten folgende Prämissen: 
 

 

Allgemeine Netto-Versorgungslücke im Alter 62 
(Stand Dezember 2001) 

Pensionierungsalter: 62 

Währung EUR 

Berechnungsstichtag ( für LSt, SV-

Näherung 2001 und BBG) 

 

01.12.2001 

Beitragsbemessungsgrenze (jährlich) 53.379 

Steuerklasse (1 = I/0, 3 = III/0) 3 

Ertragsanteil (SV-Rente) 30 % 

Beitragssätze:  

Sozialversicherungssatz: 19,10 % 

Arbeitslosenversicherungssatz: 6,50 % 

Kirchensteuersatz: 9,00 % 

Krankenversicherungssatz (Aktiver): 14,00 % 

Pflegeversicherungssatz (Aktiver): 1,70 % 

Krankenversicherungssatz (Rentner): 13,00 % 

Pflegeversicherungssatz (Rentner): 1,70 % 
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Abb. 3: Allgemeine Netto-Versorgungslücke im Alter 624 
 

 

 

Bei der lohn- und beitragsbezogenen Rente richtet sich die Rente vor allem nach der 

Höhe der Arbeitsentgelte und Arbeitseinkommen, die während des 

Versicherungszeitraumes durch die Beiträge versichert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                            
4 Quelle: http://www.aba-online.de  


